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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Bericht der Bundesregierung über Erfahrungen bei der 
Anwendung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes — AÜG 
— Drucksache 7/2365 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat im Jahre 1972 die gewerbliche 
Arbeitnehmerüberlassung neu gestaltet, um die arbeitsrecht- 
liche und soziale Stellung der Leiharbeitnehmer zu verbessern. 
Da hiermit gesetzgeberisches Neuland betreten wurde, hielt der 
Deutsche Bundestag eine genaue Beobachtung des Leiharbeits- 
marktes für geboten. 


B. Lösung 

Alle zwei Jahre soll die Bundesregierung über die Erfahrungen 
bei der Anwendung des neuen Gesetzes berichten. 

Einstimmiger Ausschußbeschluß. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Lutz 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat sich 
mit dem Bericht der Bundesregierung über Erfahrun- 
gen bei der Anwendung des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes, der ihm am 20. September 1974 über- 
wiesen worden war, in vier Sitzungen eingehend 
befaßt, und dabei auch Vertreter der Bundesanstalt 
für Arbeit, der die Durchführung des Gesetzes ob- 
liegt, gehört. 

Der Ausschuß hat den Bericht einmütig am 9. Juni 
1976 zur Kenntnis genommen. 

Er geht davon aus, daß die im Bericht angekündig- 
ten Verwaltungsmaßnahmen von der Bundesregie- 
rung inzwischen vorgenommen worden sind. Soweit 
der Bericht für Gesetzesänderungen eintritt, hat der 
Ausschuß den Vorschlag, die Strafvorschriften bei 
illegalem Verleih ausländischer Arbeitnehmer zu 
verschärfen, aufgegriffen. Das Gesetz zur Änderung 


des Arbeitsförderungsgesetzes und des Arbeitneh- 
merüberlassungsgesetzes vom 25. Juni 1975 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1542) hat neue Straftatbestände ein- 
geführt und die Strafrahmen erhöht. 

Im übrigen war der Ausschuß der Auffassung, vor 
zusätzlichen Maßnahmen des Gesetzgebers sei es 
erforderlich, die Entwicklung der gewerbsmäßigen 
Arbeitnehmerüberlassung zu beobachten. Weitere 
Aufschlüsse über den Umfang der Arbeitnehmer- 
überlassung wird der zum 30. Juni 1976 vorzule- 
gende Zweite Bericht der Bundesregierung über Er- 
fahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetzes bringen, in dem die Entwick- 
lung der Arbeitnehmerüberlassung in den Jahren 
1974 und 1975 dargestellt wird. 

Die Behandlung des Ersten Erfahrungsberichts der 
Bundesregierung durch den Ausschuß ist damit er- 
ledigt. 


Bonn, den 9. Juni 1976 


Lutz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht der Bundesregierung über Erfahrungen bei der Anwendung des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes — AÜG — Drucksache 7/2365 — zur Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1976 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Müller (Remscheid) Lutz 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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